
   

  

 

Stadtrat 
 

  

 
Beantwortung 
 
Interpellation Lichtverschmutzung und gesetzlicher Schutzauftrag 
 
 
Am 13. November 2025 reichte Gemeinderat Bruno Leitz, FL/G/GLP, mit 25 Mitunterzeichnen-
den die Interpellation Lichtverschmutzung und gesetzlicher Schutzauftrag ein (Beilage 1). Auf 
eine Begründung wurde verzichtet.  
 
 
Der Stadtrat beantwortet die Fragen wie folgt: 
 
 
I. Gesetzliche Grundlagen und Verpflichtung 
 
A. Definition 

Gemäss dem Bundesamt für Umwelt (BAFU) versteht man unter dem Begriff "Licht-
verschmutzung" Licht, das räumlich, zeitlich oder punkto Intensität über den reinen 
Beleuchtungszweck hinausgeht oder aufgrund seiner spektralen Zusammensetzung 
negative Auswirkungen hat (Link: Empfehlungen zur Vermeidung von Lichtemissionen, 
Seite 13). 
 
Das BAFU unterscheidet dabei zwei mögliche Arten von Lichtverschmutzung: 
 

a. Lichtemissionen: gehen durch den Bau und Betrieb von Anlagen aus 
b. Lichtimmissionen: Auswirkungen auf Menschen, Tiere oder die Umwelt 

 
Lichtemissionen und Lichtimmissionen werden primär durch das Bundesgesetz über 
den Umweltschutz (USG, SR 814.01) geregelt. 
 
Im USG werden Luftverunreinigungen, Lärm, Erschütterungen und Strahlen (inkl. Licht) 
als Emissionen definiert (Art. 11 bis 15). Sie sind unabhängig von der bestehenden 
Umweltbelastung im Rahmen der Vorsorge so weit zu begrenzen, als dies technisch 
und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar ist. Massnahmen zur Begrenzung 
von Emissionen sind direkt bei der Quelle anzusetzen. 
 
Die Begrenzung von Lichtimmissionen leiten sich von den Massnahmen zur Reduktion 
der Emissionen ab, wobei die Einwirkung auf Personengruppen mit erhöhter Empfind-
lichkeit (Kinder, Kranke, Betagte und Schwangere) im Vordergrund steht. 
 

Sperrfrist für alle Medien 
Veröffentlichung erst nach der Medienkon-
ferenz zur Gemeinderatssitzung 
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Das USG sieht keine Grenzwerte für Lichtemissionen und Lichtimmissionen wie bei-
spielsweise bei Lärm vor. Als Grundlage für den Vollzug dient die SIA-Norm 491 und 
der 7-Punkte-Plan des Bundes. Sie haben aber grundsätzlich den Charakter einer Emp-
fehlung und ihre Einhaltung ist freiwillig. 
 

1. Inwiefern erkennt der Stadtrat Lichtemissionen / Lichtimmissionen als reguläre Um-
welteinwirkung (z. B. als Strahlung) im Sinne des USG an? 
Der Stadtrat erachtet den Schutz der natürlichen Dunkelheit als wichtige Aufgabe. Er 
hat die Problematik übermässiger Lichtemissionen / Lichtimmissionen erkannt und 
handelt im Rahmen seiner Zuständigkeit im Sinne des Vorsorgeprinzips und der Emis-
sionsbegrenzungen. Er orientiert sich an den gesetzlichen Grundlagen, der SIA-Norm 
491 und den Empfehlungen von Bund und Kantonen (insbesondere dem 7-Punkte-
Plan des Bundes). 

 
2. Welche Rolle sieht der Stadtrat im Sinne des Vorsorgeprinzips und dem "Stand der 

Technik" bei Beleuchtungseinrichtungen für Kreuzlingen? 
Der Stadtrat sieht im Sinne des Versorgungsprinzips folgende Punkte: 
 
‒ Einhaltung der Licht- und Sicherheitspflichten beim Strassen- und Wegnetz 
‒ Schutz von Flora und Fauna (z. B. Naturschutzgebiet, Seeburgareal etc.) 
‒ Reduktion des Energieverbrauchs 
‒ Unnötige Beleuchtungen vermeiden (z. B. Anleuchten von Bäumen, im Wald etc.) 

 
Der Stadtrat sieht im Sinne des Stands der Technik folgende Punkte: 
 

‒ Moderne, umweltverträgliche Technik einsetzen 
‒ Zeitliche Steuerung 
‒ Einsatz von warmweissen Lichtfarben 
‒ Risiken frühzeitig minimieren 
‒ Lichtemissionen begrenzen 
‒ Bestehende Anlagen schrittweise anpassen 

 
B. 7-Punkte-Plan Bund 

In Anlehnungen an das Vorsorgeprinzip hat das BAFU zusammen mit weiteren Organi-
sationen einen 7-Punkte-Plan zur Bekämpfung von Lichtemissionen ausgearbeitet 
(Beilage 2). Diese Checkliste ist auf sämtliche Quellen von künstlichem Licht anwend-
bar sowohl bei der Planung und Bewilligung als auch bei Abnahme und Prüfung wäh-
rend des Betriebs sowie bei der Beurteilung von Beanstandungen. 
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Zur Bekämpfung von Lichtemissionen sind folgende Punkte vorgesehen: 
7-Punkte-Plan Bund Leitprinzip 
Notwendigkeit Nur beleuchten, was beleuchtet werden 

muss. 
Intensität / Helligkeit Nur so hell beleuchten, wie nötig, das heisst, 

die Bedürfnisse sind mit der geringstmögli-
chen Gesamtlichtmenge abzudecken. 

Lichtspektrum / Lichtfarbe Sorgfältige Abstimmung des Lichtspektrums 
auf den Beleuchtungszweck und die Umge-
bung. 

Auswahl und Platzierung der 
Leuchten 

Die Beleuchtung soll möglichst präzise und 
ohne unnötige Abstrahlung in die Umgebung 
erfolgen. 

Ausrichtung Grundsätzlich von oben nach unten beleuch-
ten, die Leuchten bei der Montage präzise 
ausrichten. 

Zeitmanagement / Steuerung Die Beleuchtung nach Möglichkeit bedarfsge-
recht steuern und zeitweise ausschalten oder 
reduzieren. 

Abschirmung Zusätzliche Abschirmungen in spezifischen 
Problemfällen. 

 
3. Welche konkreten Empfehlungen aus diesem 7-Punkte Plan (z. B. Abschirmung, Dim-

mung, Zeitsteuerung, gezielte Lichtlenkung) werden in Kreuzlingen bereits angewen-
det? 
Umweltaspekte werden bei Projekten grundsätzlich berücksichtigt. Neue Anlagen fol-
gen dem klaren Grundsatz, nur so viel Licht wie notwendig einzusetzen und technische 
Möglichkeiten zur Minimierung von Lichtemissionen konsequent auszuschöpfen. 
 
Auch bei der Lichtfarbe wurde die Entwicklung der letzten Jahre aktiv berücksichtigt. 
Während frühere LED-Generationen aus Effizienzgründen mit 4'000 Kelvin eingesetzt 
wurden, erfolgt die Umstellung bei Neuinstallationen und Ersatzanlagen seit einiger 
Zeit konsequent auf warmweisse Leuchten mit höchstens 3'000 Kelvin. Damit trägt die 
Stadt den heutigen Erkenntnissen im Bereich Umwelt und Biodiversität Rechnung. 
 
Im Zuge der Umrüstung werden Beleuchtungsstärken jeweils überprüft und optimiert. 
Es erfolgt kein blosser 1 zu 1 Ersatz bestehender Anlagen. Vielmehr wird die gesamte 
Strassensituation neu beurteilt. Lichtpunkte werden bedarfsgerecht platziert und 
technisch so ausgelegt, dass die normativen Anforderungen erfüllt, aber keine über-
höhten Beleuchtungsniveaus erzeugt werden. 
 
Die Lichtlenkung erfolgt gezielt auf Verkehrsflächen und Trottoirs. Unnötige Abstrah-
lung in angrenzende Bereiche wird vermieden. Damit wird Licht dort eingesetzt, wo es 
sicherheitsrelevant ist, und nicht darüber hinaus. 
 
Alle neu installierten Leuchten sind mit intelligenter Steuerung ausgestattet. Sie verfü-
gen über zeitbasierte Nachtabsenkungen sowie verkehrsabhängige Regelungen. 
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Bewegungsmelder ermöglichen eine bedarfsgerechte Anpassung der Beleuchtungs-
stärke. In verkehrsarmen Zeiten wird das Licht reduziert, bei Bedarf temporär erhöht. 
So wird Sicherheit gewährleistet und gleichzeitig der Energieverbrauch deutlich ge-
senkt. Die normativen Anforderungen werden jederzeit eingehalten. 
 
Bei sämtlichen Neuinstallationen und Umrüstungen kommen ausschliesslich voll ab-
geschirmte Leuchten zum Einsatz. Eine Abstrahlung in den Himmel wird technisch aus-
geschlossen. Die Vermeidung von Streulicht ist verbindlicher Bestandteil der Beschaf-
fung. 
 
Kreuzlingen erfüllt damit wesentliche Empfehlungen des 7-Punkte-Plans bereits heute 
und verbindet Sicherheit, Energieeffizienz und Umweltschutz in einer modernen und 
verantwortungsvollen Beleuchtungsstrategie. 
 

4. Welche Anpassung plant der Stadtrat, um diese Empfehlung konsequent umzuset-
zen? 
Die stadträtliche Kommission zur Förderung der Biodiversität hat am 5. März 2026 das 
Thema "Lichtverschmutzung" behandelt. Zugegen waren Personen von Energie Kreuz-
lingen, Dark Sky Switzerland (Verein gegen die Verschmutzung von Himmel und Erde 
durch künstliches Licht), der städtische Energiebeauftragte sowie der Erstunterzeich-
ner dieser Interpellation. Die verschiedenen Mitarbeitenden der Stadtverwaltung ha-
ben eine Auslegeordnung über die bestehenden Tätigkeiten und Pläne dargelegt. Bei 
der anschliessenden Diskussion zeigte sich, dass die Stadtverwaltung die Vorgaben 
und Empfehlungen bereits umsetzt. Der Stadtrat sieht diesbezüglich keinen Hand-
lungsbedarf. 
 
Die Kommission Biodiversität hat bereits an einer Sitzung vom 6. März 2025 den Schutz 
der natürlichen Dunkelheit im sensiblen Seeburgpark diskutiert und sich klar dafür 
ausgesprochen. Diese Haltung wurde durch die Kommission auch am oben genannten, 
gemeinsamen Treffen erneut bekräftigt: Die Kommission erachtet den Schutz der na-
türlichen Dunkelheit im Seeburgpark als wertvoll und erhaltenswert. Insbesondere im 
Bereich der Schutzgebiete soll die Dunkelheit Vorrang gegenüber einer Beleuchtung 
haben. 
 
Der Stadtrat wird diese Haltung übernehmen und vertreten. 

  
C. SIA-Norm 491 

Die SIA-Norm 491 "Vermeidung unnötiger Lichtemissionen im Aussenraum" (Bei-
lage 3) wurde von Ingenieurinnen und Ingenieuren sowie Architektinnen und Archi-
tekten ausgearbeitet und gilt als Qualitätsstandard im Bauwesen. Sie dient als Leitfa-
den für einen verantwortungsvollen Umgang mit künstlichem Licht und zeigt an Pra-
xisbeispielen auf (z. B. Sportanlagen), wo mögliche Lichtemissionen entstehen, welche 
Auswirkungen daraus resultieren und welche Massnahmen zur Verbesserung getrof-
fen werden können. Die Empfehlungen der SIA-Norm 491 entsprechen sinngemäss 
denjenigen des 7-Punkte-Plans des Bundes. 
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Wie das USG verzichtet die Norm auf die Festlegung von Grenzwerten und orientiert 
sich an dem Vorsorgeprinzip und dem Stand der Technik. 
 

5. Inwiefern werden Normen wie SIA 491 oder kantonale Lichtempfehlungen (z. B. 
Empfehlungen des BAFU / Vollzugshilfen) bei öffentlichen Beleuchtungsprojekten 
der Stadt angewendet? 
Bei öffentlichen Beleuchtungsprojekten der Stadt werden die einschlägigen Normen 
und fachlichen Empfehlungen systematisch berücksichtigt. Die Planung erfolgt je nach 
Projektumfang in Zusammenarbeit mit externen Lichtplanerfirmen oder in enger Ab-
stimmung mit spezialisierten Lieferantinnen und Lieferanten. Für projektbezogene 
Leuchten werden grundsätzlich Lichtberechnungen verlangt. Damit wird sicherge-
stellt, dass die normativen Anforderungen eingehalten und die Beleuchtungsstärken 
korrekt dimensioniert werden. 
 
Die relevanten SIA-Normen, insbesondere im Bereich der Strassenbeleuchtung, bilden 
dabei eine fachliche Grundlage. Ebenso werden kantonale Empfehlungen sowie Voll-
zugshilfen des Bundes als Orientierung herangezogen. 
 
Die neue Beleuchtung des Bushofs wird nach den geltenden Normen, Richtlinien und 
Empfehlungen geplant und erfüllt sämtliche Anforderungen. 
 

6. Gibt es verbindliche kommunale Vorschriften oder Reglemente (z. B. Beleuchtungs-
reglement, Immissionsschutzverordnung), die Anforderungen an private oder ge-
werbliche Aussenbeleuchtung regeln? 
Die Bauverwaltung macht seit 2013 in Baubewilligungen Auflagen zur Reduktion von 
Lichtverschmutzung. 
 
Das Baureglement vom 1. Januar 2025 beinhaltet Vorschriften für Reklameanlagen 
(Art. 38), insbesondere für gewerbliche Zwecke, sowie einen Artikel zur künstlichen 
Beleuchtung (Art. 44). Art 44 lautet: "Zur Vermeidung unnötiger Lichtemissionen ist 
bei Aussenbeleuchtungen sicherzustellen, dass durch eine korrekte Ausrichtung und 
Abschirmung nur der erforderliche Bereich beleuchtet und die Beleuchtungsstärke so-
wie die Betriebszeit mit technischen Hilfsmitteln (Tageslichtsteuerung, Bewegungs-
melder, Zeitschalteinrichtung o. Ä.) auf das notwendige Minimum begrenzt werden. 
Die Vorgaben der jeweils gültigen SIA-Norm 491 sind zu berücksichtigen." 
 
Beide Artikel gelten unabhängig von einer Baubewilligung. 
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II. Bereits ergriffene Massnahmen und geplante Massnahmen 
 
D. Welche Massnahmen hat die Stadt Kreuzlingen bislang implementiert, um Lichtver-

schmutzung und störende Lichtemissionen zu begrenzen? (z. B. Umrüstung auf LED, 
Zeitsteuerung, Reduktion von Beleuchtungsstärken). 
Die Stadt Kreuzlingen hat in den vergangenen Jahren verschiedene konkrete Massnah-
men umgesetzt, um Lichtverschmutzung und störende Lichtemissionen wirksam zu 
begrenzen. 
 
Ein zentraler Schritt ist die kontinuierliche Umrüstung der öffentlichen Beleuchtung 
auf LED-Technologie. Dabei werden ältere Leuchtmittel mit hoher Streuwirkung syste-
matisch ersetzt. Neue Anlagen sind vollständig abgeschirmt und verhindern eine Ab-
strahlung in den Himmel. Die Beleuchtung wird gezielt auf Strassenflächen und Trot-
toirs ausgerichtet. Unnötige Aufhellung von Fassaden oder Umgebung wird vermie-
den. 
 
Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Steuerung. Ein grosser Teil der Anlagen verfügt 
über zeitbasierte Nachtabsenkungen oder verkehrsabhängige Regelungen. Moderne 
Leuchten mit integrierten Bewegungsmeldern ermöglichen eine situationsabhängige 
Anpassung der Beleuchtungsstärke. In verkehrsarmen Zeiten wird das Licht reduziert, 
bei Bedarf kurzfristig erhöht. In einzelnen Bereichen erfolgt eine vollständige Abschal-
tung mit automatischer Aktivierung bei Nutzung. 
 
Strategisch wird die Beleuchtung insbesondere im Zusammenhang mit Strassensanie-
rungen und Werkleitungsprojekten umfassend überprüft und erneuert. Ziel ist es, 
nicht nur einzelne Leuchten zu ersetzen, sondern ganze Strassenzüge technisch und 
lichtplanerisch zu optimieren. Angrenzende Abschnitte werden situativ in die Betrach-
tung einbezogen. 
 
Auch im Bereich der öffentlichen Sportanlagen sind Massnahmen gegen Lichtver-
schmutzung umgesetzt worden. Die drei modernisierten Sportrasenfussballfelder, die 
Leichtathletikanlage Burgerfeld und der Kunstrasenplatz in Kreuzlingen verfügen alle 
über eine neuere LED-Beleuchtungsanlage, die die Lichtwirkung konzentriert auf das 
Spielfeld fokussiert und bereits einen Meter neben dem Spielfeldrand verblasst. Damit 
ist der Streuverlust sehr gering gehalten. 
 
Die Tennisplätze auf dem Gebiet der Stadt Kreuzlingen sind ebenfalls teilweise umge-
rüstet. Der Tennisplatz an der Neptunstrasse wurde mit finanzieller Unterstützung der 
Stadt Kreuzlingen im Jahr 2024 umgebaut. 
 
Beim Bad Egelsee wird die ganze Beleuchtung des Bads über eine Gebäudeautomation 
gesteuert und somit optimal geregelt. Ab der Dämmerung senken sich alle Rollläden 
automatisch, um die Lichtwirkung auf die umliegenden Gebäude massiv zu reduzieren. 
Somit sind nach der Dämmerung äusserst wenige Lichtemissionen vorhanden (Bestan-
deshalle schliesst die Rollläden nicht ganz bis zur Fensterbank). 
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Mit diesen Massnahmen verbindet die Stadt Sicherheit, Energieeffizienz und Umwelt-
schutz und reduziert Lichtemissionen konsequent auf das notwendige Mass. 
 

E. Welche zusätzlichen Massnahmen sind in Planung oder Prüfung, um den gesetzli-
chen Auftrag zum Schutz vor Lichtimmissionen nachhaltig zu erfüllen? 
Die Stadt Kreuzlingen wird die Weiterentwicklung der öffentlichen Beleuchtung im 
Sinne des gesetzlichen Schutzauftrags fortführen. 
 
Ein nächster möglicher Schritt besteht in einer gesamtheitlichen Betrachtung des 
Stadtgebiets. Dabei könnte geprüft werden, inwiefern eine systematische Kategorisie-
rung nach Nutzungen, Verkehrsachsen, Aufenthaltsbereichen und sensiblen Zonen 
sinnvoll ist. Eine solche Differenzierung würde zusätzliche Transparenz schaffen und 
die Beleuchtung noch gezielter auf die jeweiligen Anforderungen abstimmen. 
 
Im Rahmen künftiger Projekte ist zudem vorgesehen, besondere Bereiche vertieft zu 
prüfen. Dies betrifft insbesondere Zonen mit erhöhtem Aufenthaltscharakter oder 
landschaftlicher Sensibilität, etwa im Uferbereich oder in Parkanlagen. Dort kann eine 
gestalterisch abgestimmte und gleichzeitig emissionsarme Lösung weiterentwickelt 
werden. 
 

Die Stadt versteht den Schutz vor Lichtimmissionen als fortlaufenden Prozess. Techni-
sche Entwicklungen, neue Erkenntnisse und lokale Gegebenheiten werden dabei re-
gelmässig überprüft und in die Planung integriert. 

 
F. In welchem Rahmen beabsichtigt der Stadtrat, finanzielle oder organisatorische Mit-

tel bereitzustellen? (z. B. Budget für Umrüstung, Anreizprogramme, Fachpersonal, 
Berater) 
Der Stadtrat beabsichtigt nicht, für das Thema zusätzliche personelle Kapazitäten be-
reitzustellen. Bis anhin hielten sich die Aufwände für die Bearbeitung so weit in Gren-
zen, dass sie mit dem bestehenden Personal bearbeitet werden konnten. Die Stadt 
Kreuzlingen ist seit 2024 Mitglied im Verein Dark Sky Switzerland. Der Verein berät 
Gemeinden, Fachleute und Behörden. Seine Mitglieder erhalten kostenlos Informati-
onen und jährliche Referate zum Thema. 

 
 
III. Mitwirkung, Transparenz und Kontrolle 
 
G. Wie werden, betroffene Anwohnerinnen und Anwohner, Vereine (z. B. Astronomi-

sche Vereinigung), Umweltorganisationen oder andere Stakeholder bei Projekten 
mit potenziellen Lichtimmissionen einbezogen (z. B. durch Mitwirkungsverfahren, 
Informationspflichten, Einsprachemöglichkeiten)? 
Alle Privatpersonen und Organisationen haben im Rahmen der öffentlichen Mitwir-
kungsverfahren die Möglichkeit, auf die Projekte Einfluss zu nehmen oder Einsprache 
einzulegen. Projekte, die Umweltbereiche erheblich belasten, unterliegen der Pflicht 
zu Umweltverträglichkeitsprüfung (USG Art. 10a). Deren Berichte und Ergebnisse sind 
öffentlich zugänglich. 
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Der Stadtrat erachtet die vorhandenen gesetzlichen Regelungen zur Mitwirkung be-
züglich Lichtverschmutzung als ausreichend. 

 
H. Gibt es bisher Fälle, in welchem Beschwerden über Lichtimmissionen eingereicht 

wurden (z. B. von privaten Anwohnern)? Falls ja, wie wurden sie bearbeitet (Verfah-
ren, Massnahmen)? 
Gemäss kantonaler Verordnung zum Umweltschutzgesetz (RB 814.03) § 33 ist die Po-
litische Gemeinde zuständig für die Beurteilung von Kunstlichtimmissionen. Wer um 
behördliche Emissions- oder Immissionskontrolle ersucht, kann zu einem Kostenvor-
schuss verpflichtet werden (§ 4). Ergibt die Kontrolle, dass die Anlage oder ihr Betrieb 
den Vorschriften oder Anordnungen entspricht, können der gesuchstellenden Person 
die Kosten übertragen werden, andernfalls dem Anlageninhaber (§ 4). 
 
In den letzten fünf Jahren wurde eine Handvoll Beschwerden zu übermässigen 
Lichtimmissionen bei der Bauverwaltung eingereicht. Alle Fälle konnten durch schrift-
liche Intervention der Bauverwaltung gelöst werden. Teilweise hat der Verursacher 
Massnahmen an der Quelle getroffen. Ein Kostenvorschuss musste in keiner der Fälle 
einverlangt werden. 
 
Eine weitergehende, objektive Messung der Immissionen (Licht-Einwirkung) ist sehr 
aufwändig und nur durch ganz wenige spezialisierte Firmen durchführbar. Die bisheri-
gen Beschwerden konnten unterhalb dieser Interventionsschwelle gelöst werden.  

 
I. Wie plant der Stadtrat, die Wirksamkeit getroffener Massnahmen zu überprüfen? 

Der Stadtrat plant keine Wirksamkeitskontrolle über getroffene Massnahmen. Diese 
wären sehr aufwändig und wahrscheinlich unverhältnismässig. Er geht davon aus, dass 
die SIA-Norm 491 und der 7-Punkte-Plan des Bundes auf fachlich fundierter Basis er-
stellt wurden, so dass eine konsequente Umsetzung dieser Empfehlungen einen aus-
reichend positiven Effekt auf Menschen und Umwelt hat. 
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Kreuzlingen, 31. März 2026  
 
 
Stadtrat Kreuzlingen 
 
Thomas Niederberger, Stadtpräsident 
 
 
 
Michael Stahl, Stadtschreiber 
 
 
 
Beilagen 
1. Interpellation 
2. Begrenzung von Lichtemissionen, Merkblatt für Gemeinden 
3. SIA-Norm 491 Vermeidung unnötiger Lichtemmissionen im Aussenraum 
 
 
Mitteilung an 
– Mitglieder des Gemeinderats 
– Bauverwaltung: Stefan Braun, Andreas Signer, Sandro Nöthiger  
– Energie Kreuzlingen: Maurizio Ditaranto, Francesco Bonifacio 
– Gesellschaft und Liegenschaften: Michele Pizzolante, Ruedi Wolfender 
– Medien 













BEGRENZUNG  
VON LICHTEMISSIONEN

Merkblatt für Gemeinden

Schweizerischer Gemeindeverband SGV  
Schweizerischer Verband Kommunale Infrastruktur SVKI 

Schweizerischer Städteverband SSV
Schweizerische Gesellschaft der Lufthygiene-Fachleute Cercl’Air

Bundesamt für Umwelt BAFU

Beilage 2



2	 3

Übermässige oder nicht fachgerechte Beleuchtungen der 
nächtlichen Umgebung können für Natur, Mensch und Um-
welt schädliche oder lästige Auswirkungen haben. Licht kann 
aber auch tagsüber zu Belästigungen und Beschwerden 
führen, etwa bei Reflexion von Sonnenlicht an Fassaden, 
Fensterflächen oder Solaranlagen. Bei der Beurteilung der 
Auswirkungen von künstlichem Licht auf den Menschen und 
die Umwelt sind verschiedene Faktoren massgebend, etwa 
die Intensität und spektrale Zusammensetzung, der Zeit-
punkt, die Dauer, die Periodizität und die Ausrichtung der 
Beleuchtung. Eine wichtige Rolle spielt zudem die Beschaf-
fenheit der Umgebung, in welcher die Immissionen auftreten.

Lichtemissionen, die von ortsfesten Anlagen und mobilen 
Einrichtungen in der Umwelt ausgehen, fallen in den Gel-
tungsbereich des Umweltschutzgesetzes. Die Beleuchtun-
gen müssen nach dem Vorsorgeprinzip so weit begrenzt 
werden, als dies technisch und betrieblich möglich sowie 
wirtschaftlich tragbar ist. In keinem Fall dürfen sie zu schäd-
lichen oder lästigen Auswirkungen führen. Wenn schützens-
werte Naturräume oder lichtempfindliche Tiere betroffen 
sind, müssen zudem die Vorgaben des Natur- und Heimat-
schutzgesetzes, des Jagdgesetzes oder des Bundesgesetzes 
über die Fischerei beachtet werden.

7-Punkte-Plan 
Bei der Planung und Realisierung von Beleuchtungen erfolgt 
die Begrenzung der Lichtemissionen nach den Grundsätzen 
des 7-Punkte-Plans. 
Diese Checkliste ist auf sämtliche Quellen von künstlichem 
Licht anwendbar, sowohl bei der Planung und Bewilligung,  

 
als auch bei der Abnahme und Prüfung während des Be-
triebs sowie bei der Beurteilung von Beanstandungen. In 
diesen Verfahren müssen sämtliche Lichtquellen, auch mo-
bile, in die Beurteilung einer Baute oder Anlage einbezogen 
werden.

Im Umweltschutz wird grundsätzlich zwischen Emissionen 
und Immissionen unterschieden:

 ��Unter Emission ist das gesamte von einer Quelle (z. B. von 
einer Strassenbeleuchtung) abgestrahlte Licht zu verste-
hen. Dieses dient im Idealfall vollumfänglich dem vorgese-
henen Beleuchtungszweck. In der Praxis gelangt aber ein 
Teil der Emission oft direkt in den Himmel oder neben die 
zu beleuchtenden Flächen. Dieser Anteil wird als unnötige 
Emission bezeichnet, welche es mit geeigneten Massnah-
men zu vermeiden gilt.

 ���Die Immissionen bezeichnen das Licht, das an einem Ort – 
oft unnötigerweise – ankommt (z. B. in einem Schlafzimmer 
oder bei einem Baum), und lästig oder gar schädlich sein 
kann. Auf dem Weg dorthin kann unerwünschtes Licht mit 
Massnahmen abgeschwächt oder vollständig abgeschirmt 
werden.

1	 Emission
2	 Genutztes Licht
3	 Immission
4	 Unnötiges Licht
5	 Nach oben reflektiertes Licht
6	 Direkt nach oben gerichtetes Licht

Wann kann Licht stören? Wie sind Lichtemissionen  
zu begrenzen?

Emissionen und Immissionen
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Was ist bei der Beurteilung von  
Beleuchtungen zu beachten?

5.	AUSRICHTUNG
Sind die Leuchten optimal ausgerichtet? 
Grundsätzlich von oben nach unten beleuchten, 
die Leuchten bei der Montage präzise ausrichten.

�6.	ZEITMANAGEMENT | STEUERUNG
Wann braucht es welche Beleuchtung? 
Die Beleuchtung nach Möglichkeit bedarfsge-
recht steuern und zeitweise ausschalten oder 
reduzieren.

7. �ABSCHIRMUNGEN
Sind Abschirmungen vorzusehen? 
Zusätzliche Abschirmungen in spezifischen 
Problemfällen.

 1.	NOTWENDIGKEIT
Braucht es eine Beleuchtung?  
Nur beleuchten, was beleuchtet werden muss.

�2.	INTENSITÄT | HELLIGKEIT
Wie hell muss die Beleuchtung sein? 
Nur so hell beleuchten, wie nötig.

+-

�3.	LICHTSPEKTRUM | LICHTFARBE
Ist das Lichtspektrum richtig gewählt? 
Abstimmung des Lichtspektrums auf  
den Beleuchtungszweck und die Umgebung.

�4. �AUSWAHL UND PLATZIERUNG DER LEUCHTEN
Ist der passende Leuchtentyp gewählt und 
geeignet platziert? 
Die Beleuchtung soll möglichst präzise und  
ohne unnötige Abstrahlung in die Umgebung 
erfolgen.

Lichtemissionen von Anlagen sind in erster Linie mit Mass-
nahmen an der Quelle zu begrenzen, und zwar nach einem 
zweistufigen Verfahren:

1.	 Im Rahmen der Vorsorge sind die Emissionen – unabhängig 
von der bestehenden Belastung – so weit zu begrenzen, als 
dies technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich 
tragbar ist. Die dafür erforderlichen Massnahmen zur Emis-
sionsbegrenzung sind vom Anlagebetreiber oder Bauherrn 
zu ergreifen, respektive von der Behörde anzuordnen.

2.	Wenn feststeht oder zu erwarten ist, dass die Einwirkun-
gen unter Berücksichtigung der bestehenden Umweltbe-
lastung schädlich oder lästig werden, müssen die Mass-
nahmen zur Emissionsbegrenzung verschärft werden. Weil 
bisher keine Immissionsgrenzwerte festgelegt wurden, 
müssen die Vollzugsbehörden im Einzelfall beurteilen, 
ob die Einwirkung schädlich oder lästig ist. Zu diesem 
Zweck können die Richtwerte in der Vollzugshilfe Licht-
emissionen des BAFU beigezogen werden.
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Ob, welche und wie weitgehende Massnahmen nach dem 
7-Punkte-Plan ergriffen oder angeordnet werden müssen, 
hängt einerseits von den Lichtemissionen in den Aussen-
raum und andererseits von der Sensitivität der Umgebung ab. 
Beide Faktoren sind bereits bei der Planung von Beleuch-
tungsanlagen einzubeziehen.

Wie beurteile ich, welche Massnahmen  
notwendig sind?

Lichtemission in den Aussenraum

Diese kann im Einzelfall sehr gross (etwa bei der Beleuch-
tung von Strassen, Werkarealen oder Sportplätzen) bis ge-
ring (z. B. bei einzelnen Lämpchen auf Privatgrundstücken) 
ausfallen. Auch die qualitative Art des Lichts hat darauf 
einen Einfluss.

Die Emission einer Beleuchtung in den Aussenraum hängt 
von folgenden Elementen ab:
 �Intensität und Art der Beleuchtung (Lichtstärke,  
Lichtspektrum)

 Grösse und Ausdehnung der Beleuchtung
 Betriebszeiten der Beleuchtung

Für eine Einteilung in drei Emissionsstufen kann eine Kate-
gorisierung typischer Quellen als Orientierungshilfe dienen:

2 gross
Strassenbeleuchtungen; Beleuchtungen von Sportinfra-
strukturen, Gewerbe- und Arbeitsarealen, Lagerplätzen; 
Beleuchtungen von Bahnhöfen und weiteren Verkehrs- 
infrastrukturen; Einkaufszentren und Industrie- und Ge-
werbebauten.

1 mittel
Beleuchtungen von öffentlichen Plätzen und Parkanlagen; 
Fassaden- und Reklamebeleuchtungen; funktionale Aussen-
beleuchtungen von Siedlungen; Nachtbaustellen; Gewächs-
häuser; Innenbeleuchtungen von grösseren Industrie- und 
Gewerbegebäuden oder Hochhäusern mit grossen Fenster-
flächen.

0 gering
Verwaltungs- und Bürogebäude mit Nachtnutzung; Weih-
nachtsbeleuchtungen und Ganzjahres-Zierbeleuchtungen; 
funktionale Aussenbeleuchtungen und Innenbeleuchtung 
von einzelnen Häusern, einzelne Zierleuchten.

Sensitivität der Umgebung

Die Sensitivität der Umgebung hängt von ihrer Gestaltung 
ohne der zu beurteilenden Lichtquelle ab. Sie kann von sehr 
hoch (z. B. Naturschutzgebiete) bis tief (z. B. urbane Indus-
trie- und Gewerbezonen ohne nahe gelegene Wohnräume) 
variieren.

Folgende Aspekte spielen eine Rolle:
 �Umgebungshelligkeit: Je dunkler die Umgebung,  
desto sensitiver

 Topographie (z. B. Hanglage, erhöhter Standort) 
 �Wohnräume in der Umgebung
 �Schützenswerte Naturräume und nachtaktive Tiere

Die Einteilung in drei Sensitivitätsstufen erfolgt auf der Basis 
der Umgebungszonen:

2 hoch
Nicht besiedelte Gebiete (z. B. schützenswerte Naturräume), 
besonders lichtsensible Lebensräume und lokale Vorkommen 
von nachtaktiven Tieren.

1 mittel
Ländliche Gebiete, dünne oder mässige Besiedelung (z. B. 
Siedlungsrand), reine Wohngebiete mit nahe gelegenen 
Wohnräumen.

0 tief
Städtische Gebiete, dicht bebaute Agglomerationen, Ge-
schäftszentren, Mischzonen (Wohn- und Gewerbezonen).

Bei besonderen Situationen kann die Einstufung in eine 
höhere Sensitivitätsstufe angezeigt sein, beispielsweise 
bei Parkanlagen im Siedlungsraum oder bei Innenhöfen, 
auf welche Wohnnutzungen ausgerichtet sind. Raumplane-
rische Beleuchtungskonzepte und -strategien (Lichtpläne) 
geben den Städten und Gemeinden die Möglichkeit zur 
Differenzierung und Abstimmung der Sensitivitäten auf 
die konkreten Verhältnisse.

Notwendigkeit von Massnahmen?

Aus der Summe der Lichtemission in den Aussenraum und der 
Sensitivität der Umgebung resultiert für eine bestimmte Licht-
quelle in einer bestimmten Umgebung ein Index von 0 bis 4. 
Dieser Relevanz-Index bestimmt den Umgang mit der Licht-
quelle bei der Planung, im Bewilligungsverfahren und bei Be-
anstandungen (vgl. Vollzugshilfe Lichtemissionen, Kap. 4.5):

0  z. B. einzelne Zierleuchten in städtischem Gebiet
In der Regel sind Massnahmen nicht verhältnismässig.

1  z. B. Weihnachtsbeleuchtung in Wohnquartier	
In der Regel keine vorgängige Prüfung in der Planung. Bei Be-
anstandungen einfache Massnahmen umsetzen (z. B. Betrieb 
zeitlich beschränken).

2  z. B. Fassadenbeleuchtung neben Wohnhäusern	
In Bewilligungsverfahren und bei Beanstandungen auch 
aufwändigere Massnahmen umsetzen (z. B. Licht zielgenau 
lenken / projizieren).

3  z. B. Strassenbeleuchtung in Wohnquartier	
In Bewilligungsverfahren und bei Beanstandungen möglichst 
alle Massnahmen umsetzen (z. B. Licht bedarfsgerecht 
steuern).

4  z. B. Sportplatzbeleuchtung bei Naturschutzgebiet	
Beleuchtung in der Regel unzulässig.

Bei der Beurteilung der Notwendigkeit von Massnahmen ist 
auch die Dauer der Lichtemissionen zu beachten. Eine Dau-
erbeleuchtung während der ganzen Nacht hat in der Regel 
höhere Emissionen zur Folge als phasenweise oder akut 
auftretende Beleuchtungen. Die zeitliche Steuerung und 
temporäre Abschaltung (z. B. einer Strassenbeleuchtung 
oder Leuchtreklame) kann deshalb eine geeignete Mass-
nahme zur Emissionsminderung darstellen. In Einzelfällen 
können aber gerade auch unregelmässig auftretende Licht-
emissionen (z. B. flackerndes Licht einer Lampe mit Flam-
meneffekt oder Scheinwerfer bei vorbeifahrenden Fahrzeu-
gen) als besonders störend empfunden werden.

Ermittlung der Relevanz

Die Relevanz einer Lichtquelle ist abhängig von ihrer Emis-
sion in den Aussenraum und der Sensitivität der Umgebung. 
Die Relevanz kann mit einem Index nach der folgenden Ma-
trix beurteilt werden: Je nach Ausmass der Lichtemission 
(y-Achse) und Sensitivität der Umgebung (x-Achse) ergibt 
sich ein Index von 0 bis 4. Je grösser der Zahlenwert, desto 
höher die Relevanz und desto dringlicher sind Massnahmen 
zur Begrenzung der Emissionen.
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Für die Beurteilung der Schädlichkeit oder Lästigkeit von 
Lichteinwirkungen auf den Menschen gelten bisher keine 
Immissionsgrenzwerte. Daher hat die rechtsanwendende 
Behörde im Einzelfall zu beurteilen, wann Lichtimmissionen 
als schädlich oder lästig einzustufen sind. Die Vollzugshilfe 
Lichtemissionen des BAFU ist dabei hilfreich. Sie definiert 
Richtwerte für die Beurteilung, ob künstliches Licht als 
Wohnraumaufhellung oder Blendung für die Menschen er-
heblich störend ist. Sind die Richtwerte eingehalten, kann 
davon ausgegangen werden, dass die Lichteinwirkungen 
in der Regel nicht erheblich störend im Sinne des Umwelt-
schutzgesetzes sind. Sind die Richtwerte überschritten, ist 
vertieft zu prüfen, ob die Lichteinwirkungen erheblich störend 
sind. Werden die Immissionen als erheblich störend beurteilt, 
so hat die zuständige Behörde verschärfte emissionsbe-
grenzende Massnahmen anzuordnen, bis die erhebliche 
Störung beseitigt ist.

Beurteilung der Störwirkung im Einzelfall
Die Störung des Menschen durch künstliche Lichteinwir-
kungen aus der Umwelt hängt grundsätzlich von folgenden 
Faktoren ab:

 �Intensität des Lichts
 �Umgebungshelligkeit
 �Farbe des Lichts
 �Zeitliche Änderung (z. B. Blinklicht)
 �Zeitpunkt der Lichteinwirkung (z. B. Nachtruhezeit)
 �Häufigkeit und Dauer der Lichteinwirkung

Die Zuständigkeiten für die Verfahren, sowohl zur Planung 
und Beurteilung neuer oder geänderter Anlagen, als auch 
für die Behandlung von Beschwerden, liegen bei den kanto-
nalen Umweltschutzfachstellen beziehungsweise den durch 
das kantonale Recht bezeichneten Verwaltungs- und Ge-
richtsbehörden. So entscheidet beispielsweise das Bauamt 
der Gemeinde oder das kantonale Tiefbauamt über die Er-
stellung einer Beleuchtung auf der Strasse, oder das kanto-
nale Verwaltungsgericht ist die Entscheidbehörde zweiter 
Instanz in einem Beschwerdeverfahren. Der Bund wacht 

über den Vollzug des Gesetzes, koordiniert die Vollzugs-
massnahmen und erlässt Ausführungsvorschriften. Im Be-
reich der Lichtemissionen beschränken sich diese Ausfüh-
rungsvorschriften bisher auf den Erlass einer Vollzugshilfe, 
mit deren Anwendung der einheitliche und voraussehbare 
Vollzug und somit die Rechtssicherheit gefördert wird.
 
Die Gemeinden können in drei Verfahrensphasen zuständig 
werden:

Nicht nur künstliche Beleuchtung in der Nacht kann schäd-
liche oder lästige Einwirkungen zur Folge haben, sondern 
auch Sonnenlicht, das durch den Bau oder Betrieb von 
Anlagen verändert wird – beispielsweise Reflexionen von 
Sonnenlicht an Fassaden, Fensterflächen und Solaranla-
gen oder Lichtveränderungen durch rotierende Windener-
gieanlagen. In solchen Fällen sind weder Grenz- noch 
Richtwerte anwendbar. 

Die Zumutbarkeit oder Übermässigkeit der Reflexion muss 
deshalb von den Vollzugsbehörden im Einzelfall mit Bege-
hungen und subjektiven Experteneinschätzungen beurteilt 
werden. Bei der Beurteilung von neuen Anlagen kann situativ 
mittels einer groben, erweiterten oder umfassenden Beurtei-
lung eine Prognose zur Blendungswirkung erstellt werden. 
In Gerichtsurteilen wurde eine Blendungsdauer von 50 Minu-
ten pro Tag, die während mehrerer Wochen auftrat, als nicht 
mehr zulässig erachtet. Als zumutbar galten Einwirkdauern 
von 20 bis knapp 30 Minuten täglich. Werden die festgestell-
ten oder prognostizierten Blendungen als übermässig beur-
teilt, sind geeignete Massnahmen an der Quelle zu prüfen 
und gegebenenfalls umzusetzen, beispielsweise Versetzung 
oder Verkleinerung der Anlage, Abdeckung oder Behand-
lung der reflektierenden Flächen, Wahl geeigneter Materia-
lien oder Sichtschutz.

Wie kann die störende  
Wirkung im Einzelfall  
beurteilt werden?

Wie sind die Zuständigkeiten und  
Verfahren geregelt?

Wie werden Licht- 
emissionen am Tag  
beurteilt?

1 
Richtplan | Nutzungsplanung
Planungsgrundsätze zur Reduktion von Lichtemis-
sionen können bereits im Richtplan festgelegt 
werden. In kommunalen Planungsinstrumenten wie 
Bau- und Nutzungsordnungen, Zonenordnungen 
oder Zonenplänen kann auch der Schutz vor 

 
 
Lichtimmissionen verbindlich geregelt werden.  
Für grössere Gemeinden empfiehlt sich  
ergänzend die Ausarbeitung von spezifischen 
Beleuchtungskonzepten, -strategien oder  
-masterplänen.

2
Bewilligung von Anlagen
Soweit Beleuchtungsanlagen oder Bauten und 
Anlagen mit integrierter Beleuchtung nach dem 
kantonalen Baurecht einer Bewilligungspflicht 
unterstellt sind, muss die Bewilligungsbehörde 
die Verträglichkeit der Lichtemissionen einzelfall
weise prüfen, geeignete Massnahmen zu 
deren Reduktion anordnen oder die Bewilligung 
verweigern. Entsprechende Ausführungsvor-
schriften können in die kantonale Planungs- 
und Baugesetzgebung, in sektorielle Reglemente 
oder in kommunale Polizeigesetze und -regle-
mente aufgenommen werden.

3
Umgang mit Beanstandungen
1.	 Ermittlung des Sachverhalts: Abklärung 

aufgrund der einzufordernden Dokumentation.
2.	 Fallen die Lichtemissionen in den Geltungs-

bereich des Umweltschutzgesetzes?
3.	 Prüfung von Massnahmen an der Quelle.

4.	 Sind die Immissionen trotz den Massnahmen 
an der Quelle noch übermässig?

	 Gegebenenfalls vertiefte Abklärungen und 
Anordnung von Massnahmen, bis die Richt-
werte eingehalten sind.

5. 	Die zuständige Behörde verfügt die notwendi-
gen Massnahmen im vorgesehenen Verfahren 
(vgl. Vollzugshilfe Lichtemissionen, Kap. 7.6).

Checkliste für Bewilligungsverfahren  
(basierend auf dem 7-Punkte-Plan)
1.	 Ist die Beleuchtung notwendig, auch  

unter Einbezug der Umgebung?
2.	 Ist die Intensität angemessen? 
3.	 Ist das Lichtspektrum / die Lichtfarbe  

geeignet?
4.	 Erfolgt die Beleuchtung präzise?
5.	 Stimmt die Ausrichtung?
6.	 Erfolgt eine geeignete Steuerung?
7.	 Braucht es zusätzliche Schutzmassnahmen?

Anforderungen an die Dokumentation
Je höher der Relevanz-Index ist, desto höhere 
Anforderungen sind an die Beleuchtungsdoku-
mentation als Bestandteil der Gesuchsunterlagen 
zu stellen.
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